
Deutschland

Die Plakate, mit denen die rheinland-
pfälzische NPD in ihren letzten
Landtagswahlkampf zog, sollten

Selbstbewusstsein und nationale Tatkraft
demonstrieren. Ein startendes Flugzeug
war darauf zu sehen, dazu die Parole „Kon-
sequent abschieben“. Dann folgte der Satz:
„Unser Volk zuerst“.

Bundesweit sorgte der verunglückte
 Slogan für Heiterkeit. „Das ganze Volk?
Wie wollt ihr das denn logistisch hin -
bekommen?“, fragte einer von vielen, die
das Motto auf Facebook und Twitter kom-
mentierten. Kleinlaut musste die NPD-
Spitze einräumen, dass man die „womög-
lich missverständliche“ Wortkombination
im Eifer des Wahlkampfs „wohl über -
sehen“ habe.

Dabei ist die Werbepanne eines der ge-
ringsten Probleme, mit denen sich die NPD
derzeit plagen muss: Demnächst will das
Bundesverfassungs gericht über ein Verbot
der braunen Partei entscheiden (SPIEGEL
9/2016). Zuletzt lief die Verhandlung nicht
gut für die NPD und ihren jungen Prozess-
bevollmächtigten, den rechtsextremen An-
walt Peter Richter, ein Parteimitglied.

Auch politisch stehen die Prognosen
schlecht. Während die AfD bei den Land-
tagswahlen im März zweistellige Ergeb -
nisse feierte, stürzte die NPD ab. In Ba-
den-Württemberg holte sie gerade einmal
0,4 Pro zent der Stimmen, in Rheinland-
Pfalz 0,5 Prozent. Selbst in Sachsen-An-
halt, wo die Partei vor fünf Jahren noch
4,6 Prozent erzielen konnte, landete sie
bei 1,9 Prozent.

Dabei schien der politische Nährboden
diesmal bestens bestellt für die Blut-und-
Boden-Ideologie der braunen Truppe. Das
heiß diskutierte Flüchtlingsthema, so
träumte man in der Parteizentrale, könnte
endlich den Weg in die Parlamente öffnen.
Doch die Erfolge am rechten Rand ver-
buchten andere – die Landtagskandidaten
der AfD.

In der NPD-Führung herrscht Ratlosig-
keit, wie mit der Alternative für Deutsch-
land umzugehen ist. Momentan bleibt den
Rechtsextremisten kaum mehr als die vage
Hoffnung, die Newcomer könnten sich in
den Parlamenten irgendwann entzaubern.
Aber das kann dauern, und viel Zeit hat
die NPD nicht mehr.

Besonders bitter für die Partei: Die Kon-
kurrenten von der AfD greifen inzwischen
weite Teile jenes Protestwählerpotenzials
ab, in das die Rechtsextremisten so große
Hoffnungen gesetzt hatten. 

Die Wahlschlappen in den Ländern offen-
baren ein programmatisches Dilemma, das
die NPD seit Jahren zermürbt. Einerseits
will sie sich für konservative Wähler öffnen,
andererseits muss sie ihre neonazistische
Stammklientel bei der Fahne halten.

Wie schwer es der NPD fällt, ihre Rei-
hen geschlossen zu halten, zeigt sich be-
sonders im Umgang mit dem Islam. Die
antisemitische Neonazifraktion in der Par-
tei betrachtet Islamisten bisweilen als na-
türliche Verbündete im Kampf gegen Israel
und die Juden. Der gemäßigte Flügel da-
gegen setzt auf antimuslimische Propagan-
da und will damit bei nationalkonserva -
tiven Deutschen punkten.

So konnte es dazu kommen, dass die
Partei in der Islamdebatte von der Alter-
native für Deutschland mit dem Satz „Der
Islam gehört nicht zu Deutschland“ sogar
rechts überholt wurde. Die NPD hingegen
argumentiert moderater, die Gefahr gehe
„nicht vom Islam als Religion aus, sondern
von der Islamisierung“.

Der Versuch, die verfeindeten NPD-Flü-
gel auf eine gemeinsame Linie einzuschwö-
ren, hat schon mehrere Parteivorsitzende
verschlissen. So füllte der ehemalige Bun-
deswehroffizier Udo Voigt, NPD-Chef von
1996 bis 2011, die sich lichtenden Partei -
reihen einst mit Truppen aus der mili -
tanten Kameradschaftsszene auf. Deren
Mitglieder lebten ihre NS-Nostalgie offen
aus – zum Ärger ihrer gemäßigteren Par-
teifreunde. 

Voigts Nachfolger Holger Apfel suchte
das Heil der Partei dann in einem Konzept
der „seriösen Radikalität“. Das sah vor,
die NPD ein Stück weit in Richtung De-
mokratie zu trimmen, ohne die radikalen
Straßenkämpfer zu vergraulen. Doch für
so viel Dialektik war die Partei nicht bereit.
Aus dem Hardcoreflügel schlugen Apfel
bald Vorwürfe entgegen, er sei zum „Sys-
tembonzen“ mutiert. Es folgte eine
Schlammschlacht: Rechte Kameraden be-
zichtigten den Vorsitzenden, in betrun -
kenem Zustand einen jungen Wahlkampf-
helfer unsittlich berührt zu haben. Apfel
gab entnervt auf, kehrte der Partei den
Rücken und wanderte nach Mallorca aus,

wo er heute die Kneipe Maravillas Stube
betreibt.

Als Nächster übernahm 2014 der wegen
Volksverhetzung verurteilte Schweriner
Fraktionschef Udo Pastörs das Ruder der
Partei. Elf Monate später wurde er von
Frank Franz, 37, beerbt.

Franz trägt gern modisch geschnittene
Anzüge und gibt sich als eine Art rechts-
extremer Managertyp. Er will die NPD
von ihrem braunen Schmuddelimage be-
freien und zu einer nationalistischen Volks-
partei für „Arbeit, Familie, Heimat“ um-
bauen. Genau diese Strategie brachte der
NPD bei den Landtagswahlen kein Glück.
Lediglich auf lokaler Ebene konnten die
Rechtsextremisten zuletzt Strukturen fes-
tigen und kommunale Mandate verteidi-
gen, besonders in Ostdeutschland.

Allerdings passen die lokalen NPD-Ab-
geordneten anscheinend nicht ganz ins
Konzept der braunen Sympathieoffen -
sive – immer wieder fallen Parteifunktio-
näre durch Straftaten auf. So wurde im
brandenburgischen Nauen im März der
NPD-Stadtrat Maik Schneider verhaftet.
Die Staatsanwaltschaft wirft ihm unter an-
derem vor, gemeinsam mit rechtsextremen
Komplizen einen Brandanschlag auf eine
geplante Flüchtlingsunterkunft verübt zu
haben. Gegenüber den Ermittlern schwieg
Schneider bislang zu den Vorwürfen. In
der Vergangenheit trat er als Anmelder
von Antiflüchtlingsdemonstrationen auf,
er gilt als einer der Köpfe der brandenbur-
gischen Kameradschaftsszene.

Flüchtlingsfeindliche Aktionen in unter-
schiedlicher Radikalität bleiben ein Mar-
kenzeichen der Partei. Vor allem in Sach-
sen, der Heimat von Pegida, versuchte die
NPD mit allen Mitteln, Wutbürger für sich
zu gewinnen. Der sächsische Verfassungs-
schutz sieht in der Partei die „maßgebliche
Triebkraft bei der rechtsextremistischen
Anti-Asyl-Agitation“ – und macht sie in
einer internen Analyse für 76 flüchtlings-
feindliche Aktionen verantwortlich.

Die Strategie der NPD war dabei zwei-
gleisig. Teils rief sie offen zum Protest auf,
teils tarnte sie ihr Engagement, um im bür-
gerlichen Milieu anzukommen. Die Ge-
heimdienstler sprechen von „verschleier-
ten Pseudo-Bürgerinitiativen“. 

In der Sächsischen Schweiz treibt die
Initiative „Nein zum Heim“ ihr Unwesen,
die mindestens als parteinah eingestuft
werden kann. So hat der einstige NPD-
Stadtrat Rico Rentzsch in Heidenau bun-
desweit beachtete Aufzüge organisiert.

Verfassungsschützer sehen
die Partei als „maßgebliche
Triebkraft“ der rechts -
extremen Anti-Asyl-Agitation.

Ihr Kampf
Rechtsextremisten Nicht nur juristisch fürchtet die NPD derzeit um ihr Überleben. 
Auch politisch stürzt die Partei ab.
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Im Erzgebirge rief der örtliche NPD-
Kreischef Stefan Hartung schon 2013 und
2014 zu sogenannten Lichtelläufen gegen
Flüchtlinge auf, Tausende Menschen mach-
ten mit. Erst im April organisierte Hartung
wieder einen Marsch. Der Verfassungs-
schutz konstatiert, es zeichne sich im Erz-
gebirge die „Übernahme einer ursprüng-
lich bürgerlich geprägten Protestbewegung
durch Rechtsextremisten ab“.

Die NPD war angetreten, die Parlamente
zu erobern. Das Scheitern dieser Strategie
führt nun zu einem Umdenken in der Bewe-
gung – die Partei verliert bei Rechtsextremen
an Einfluss. Denen gehe es nun da rum, so

die sächsischen Verfassungsschützer, „poli-
tische Bedeutung an den Parteistrukturen
vorbei zu erlangen“. Andere Hardcoreakti-
visten sind inzwischen zu den noch radika-
leren Splitterparteien „Die Rechte“ oder
„Der Dritte Weg“ übergelaufen. 

Auch in Mecklenburg-Vorpommern,
dem einzigen Bundesland, in dem die NPD
noch im Landtag sitzt, registrieren Par -
lamentsbeobachter seit geraumer Zeit
„Rückzugsbewegungen“. Große Hoffnun-
gen, dass es bei der Wahl am 4. September
mit einem Wiedereinzug ins Schweriner 

* 2013.

Schloss klappt, hat in der Partei kaum noch
einer, auch wenn Fraktionschef Udo Pas -
törs den „härtesten Wahlkampf“ angekün-
digt hat, den das Land je erlebt habe.

Solche Sprüche erinnern eher an Durch-
halteparolen: Die Zielvorgabe von „8 Pro-
zent plus x“, mit der Pastörs’ Landesver-
band im Jahr 2011 angetreten war, wurde
für die jetzt anstehende Wahl bereits nach
unten korrigiert – auf „6 Prozent plus x“.
In der neuesten Umfrage von Infratest di-
map kam seine Partei lediglich auf 4 Pro-
zent, während die AfD bei 18 landete.

Von der Verzweiflung der Rechtsextre-
misten zeugt eine Aktion kurz vor den
Landtagswahlen im März: Bei einem 
PR-Auftritt versuchte NPD-Chef Franz, sei-
ne Partei der AfD anzudienen, und ver-
kündete eine angebliche „strategische Al -
lianz“: Er hielt ein Plakat in die Kameras,
auf dem „Erststimme AfD, Zweitstimme
NPD“ stand. Prompt folgte die Abfuhr:
„Mit der NPD möchte die AfD nichts zu
tun haben“, erklärte ein Sprecher.

Als wären Verbotsverfahren und Wahl-
verluste nicht genug, hadert die NPD auch
mit ihren Finanzen. Noch immer leidet sie
an den Spätfolgen zahlreicher Affären:
Mal sanierte die Partei ihre Kassen mithilfe
fingierter Spendenquittungen, mal versi-
ckerten mehr als 700000 Euro Parteigeld
auf Privat- und Geschäftskonten des frü-
heren Schatzmeisters.

Ein Großteil der Mittel, mit denen die
Rechtsextremisten ihre Politik finanzieren,
stammt vom verhassten „BRD-System“,
das sie eigentlich überwinden wollen. Laut
ihrem neuesten Rechenschaftsbericht kas-
sierte die NPD im Jahr 2014 rund 1,4 Mil-
lionen Euro aus der staatlichen Parteien -
finanzierung – fast die Hälfte ihrer Gesamt-
einnahmen.

Mit der Alimentierung aus dem Steuer-
säckel könnte es bald vorbei sein: Wenn
das Bundesverfassungsgericht die NPD
wirklich verböte, würde ihr Vermögen ein-
gezogen. 

Angesichts der düsteren Lage durchweht
die NPD inzwischen ein Hauch von Ago-
nie. Manchen Kameraden, so formuliert
es ein Parteifunktionär, wäre es inzwischen
lieber, die Partei stürbe den „Heldentod
in Karlsruhe“, als qualvoll im Schatten der
AfD dahinzusiechen. Ihr Kampf wäre end-
gültig verloren.

Selbst der altgediente NPD-Mann Karl
Richter, einstmals Landesvorsitzender in
Bayern und stellvertretender Parteichef im
Bund, scheint kaum noch Hoffnung zu
 haben, dass seine Truppe in Zeiten der
AfD überleben kann. „Es wäre vermutlich
der richtige Zeitpunkt“, schrieb Richter
nach den verlorenen Landtagswahlen auf
seiner Facebook-Seite, „von den zuhauf
herumliegenden toten Pferden abzustei-
gen.“ Maik Baumgärtner, Christina Hebel, 

Sven Röbel, Steffen Winter
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Wahlplakat in Ludwigshafen: „Das ganze Volk? Wie wollt ihr das hinbekommen?“

NPD-Anhänger bei Fackelmarsch in Schneeberg im Erzgebirge*: „Ursprünglich bürgerlich geprägt“ 


